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A n t r a g 

des 

EUROPA-AUSSCHUSSES 

 

 

über den Antrag der Abgeordneten Razborcan, Mag. Hackl, Onodi, Mag. Heuras, Kraft, Ing. 

Hofbauer, Mag. Mandl, Mag. Scheele, Mold, Ing. Schulz betreffend die drohende 

Privatisierung des öffentlichen Verkehrs durch das 4. Eisenbahnpaket der EU. 

 

 

Der Hohe Landtag wolle beschließen: 

 

„Die Landesregierung wird aufgefordert, in Bekräftigung des Beschlusses der 

Landesverkehrsreferentenkonferenz vom 15. April 2013 das BMVIT zu ersuchen, die 

gemeinsame Länderstellungnahme im weiteren Verhandlungsprozess zu berücksichtigen.“ 

 

 

 

 

 

 

 

ONODI Mag. MANDL 

Berichterstatterin Obmann 

 


